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Mandantenbrief 11/2023 
 
SPRUCH 
 

An kleinen Dingen muss man sich nicht stoßen, wenn 
man zu großen auf dem Weg ist.  
Christian Friedrich Hebbel; 1813 – 1863, deutscher Dichter  
 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  

Höhere Mindestlöhne für Beschäftigte in der Al-
tenpflege 
  

Die Pflegekommission hat sich einstimmig auf höhere Mindestlöhne 

für Beschäftigte in der Altenpflege geeinigt. Danach steigen die Min-

destlöhne ab dem 1.5.2024 in 2 Schritten. Die aktuelle Pflege-Min-

destlohn-Verordnung ist noch bis 31.1.2024 gültig und beinhaltet die 

Erhöhung zum 1.12.2023.  

 Pflegehilfskräfte 

 qualifizierte 

Pflegehilfskräfte 

(mind. 1-jährige 

Ausbildung) 

Pflegefachkräfte 

ab 1.12.2023 14,15 € 15,25 € 18,25 € 

ab 1.5.2024 15,50 € 16,50 € 19,50 € 

ab 1.7.2025 16,10 € 17,35 € 20,50 € 

 

Die Pflegekommission empfiehlt außerdem für Beschäftigte in der 

Altenpflege mit einer 5-Tage-Woche einen Anspruch auf zusätzlichen 

bezahlten Urlaub (jeweils 9 Tage im Kalenderjahr) über den gesetzli-

chen Urlaubsanspruch hinaus. Die Pflegekommission hat sich bei ih-

rer Empfehlung für eine Laufzeit bis 30.6.2026 ausgesprochen. Diese 

Empfehlung will das Bundesministerium für Arbeit und Soziales – 

wie in den Vorjahren – mit einer neuen Pflegemindestlohn-Verord-

nung umsetzen.  
 
 
 
 
 

 

 

 

 
 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Vergütung für Nutzung gemeinsamer Immobi-
lie während Trennung 

 Leben die Ehegatten voneinander getrennt oder will einer von ihnen 

getrennt leben, so kann ein Ehegatte verlangen, dass ihm der andere 

die Ehewohnung oder einen Teil zur alleinigen Benutzung überlässt, 

soweit dies auch unter Berücksichtigung der Belange des anderen 

Ehegatten notwendig ist, um eine unangemessene Härte zu vermei-

den. Vom nutzungsberechtigten Ehegatten kann der andere Ehegatte 

eine Vergütung für die Nutzung verlangen. Diese muss allerdings fair 

und angemessen sein, also der Billigkeit entsprechen. 

 

Bei der Bemessung der Nutzungsvergütung sind im Rahmen der Bil-

ligkeitsprüfung alle Gesamtumstände des Einzelfalls maßgeblich. Die 

Billigkeitsabwägung ist nicht nach streng rechnerischen Maßstäben 

vorzunehmen, sondern es ist eine wertende Betrachtung und Gewich-

tung der einzelnen Umstände geboten, entschieden die Richter des 

Oberlandesgerichts Stuttgart am 13.7.2023. 

 

Grundsätzlich entspricht es jedenfalls nach Ablauf des Trennungsjah-

res der Billigkeit, wenn der in der im gemeinsamen Eigentum der 

Ehegatten stehenden Ehewohnung verbleibende Ehegatte eine Nut-

zungsvergütung in Höhe der Hälfte des objektiven Mietwertes der 

Immobilie bezahlt. Weitere Billigkeitskriterien, wie insbesondere die 

Leistungsfähigkeit des in der Wohnung verbliebenen Ehegatten und 

die Einkommensverhältnisse des anderen Ehegatten, können die zu 

leistende Nutzungsentschädigung mindern oder ganz entfallen lassen.  

 
 
Sonstiges 

Verkehrssicherung bei erkennbaren Unebenhei-
ten im Außenbereich der Terrasse einer Gast-
stätte 

  

Bei erkennbaren Unebenheiten im Außenbereich der Terrasse einer 

Gaststätte handelt sich nicht um eine Verletzung der Verkehrssiche-

rungspflicht. Der Besucher einer im Außenbereich einer Gaststätte 

liegenden Terrasse, deren Belag einen rustikalen, mediterranen Ein-

druck vermittelt, kann nicht mit einer vollständig ebenen Fläche rech-

nen. Der Gastwirt ist nicht verpflichtet, einen gänzlich gefahrfreien 

Zustand der Terrasse herzustellen. Gäste müssten ihren Gang den er-

kennbaren Bedingungen der Örtlichkeiten anpassen. Zu dieser Ent-

scheidung kamen die Richter des Oberlandesgerichts Frankfurt am 

Main.  


